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Textgegenüberstellung zur Regierungsvorlage des 

Oö. Wahlrechtsänderungsgesetzes 2017 

 

 

Landesgesetz vom 4. Juli 1996 über die Wahl der Mitglieder des Gemeinderates und 

des Bürgermeisters (Oö. Kommunalwahlordnung) 

 

 

IV. HAUPTSTÜCK 

Wahlbewerbung 

1. Abschnitt 

Bewerbung für die Wahl des Gemeinderates 

§ 24 

Passives Wahlrecht (Wählbarkeit) 

(1) In den Gemeinderat wählbar sind alle Männer und Frauen, die spätestens am Tag 

der Wahl das 18. Lebensjahr vollenden und am Stichtag (§ 4 Abs. 2) 

 1. die österreichische Staatsbürgerschaft oder die Staatsangehörigkeit eines anderen 

Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, 

 2. in der betreffenden Gemeinde ihren Hauptwohnsitz (Art. 6 Abs. 3 und 4 B-VG) im 

Sinn der melderechtlichen Vorschriften haben und 

 3. von der Wählbarkeit nicht ausgeschlossen sind. 

(2) Von der Wählbarkeit ist ausgeschlossen, wer durch ein inländisches Gericht wegen 

einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener und von Amts wegen zu verfolgender 

gerichtlich strafbarer Handlungen rechtskräftig zu einer nicht bedingt nachgesehenen sechs 

Monate übersteigenden Freiheitsstrafe oder zu einer bedingt nachgesehenen ein Jahr 

übersteigenden Freiheitsstrafe verurteilt worden ist. Der Ausschluss von der Wählbarkeit 

endet nach sechs Monaten. Die Frist beginnt, sobald die Strafe vollstreckt ist und mit 

Freiheitsentziehung verbundene vorbeugende Maßnahmen vollzogen oder weggefallen sind; 

ist die Strafe nur durch Anrechnung einer Vorhaft verbüßt worden oder zur Gänze bedingt 

nachgesehen worden, so beginnt die Frist mit Rechtskraft des Urteils. 

(2) Von der Wählbarkeit ist ausgeschlossen, wer durch ein inländisches Gericht wegen 

einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener strafbarer Handlungen zu einer mehr als 

einjährigen Freiheitsstrafe rechtskräftig verurteilt worden ist. Der Ausschluss von der 

Wählbarkeit endet nach sechs Monaten. Die Frist beginnt, sobald die Strafe vollstreckt ist 

und mit Freiheitsentziehung verbundene vorbeugende Maßnahmen vollzogen oder 

weggefallen sind; ist die Strafe nur durch Anrechnung einer Vorhaft verbüßt worden, so 

beginnt die Frist mit Rechtskraft des Urteils. 

(3) Ist nach anderen gesetzlichen Bestimmungen der Eintritt von Rechtsfolgen 

ausgeschlossen, sind die Rechtsfolgen erloschen oder sind dem Verurteilten alle 

Rechtsfolgen nachgesehen worden, so ist er auch von der Wählbarkeit nicht 

ausgeschlossen. Der Ausschluss von der Wählbarkeit tritt ferner nicht ein, soweit das Gericht 

die Strafe bedingt nachgesehen hat. Wird die bedingte Nachsicht widerrufen, so tritt mit dem 

Tag der Rechtskraft dieses Beschlusses der Ausschluss von der Wählbarkeit ein. 
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§ 30 

Bewerber auf mehreren Wahlvorschlägen; Streichung von Bewerbern 

(1) Bewerber, die das passive Wahlrecht (§ 24) nicht besitzen, sind von der 

Gemeindewahlbehörde, in Städten mit eigenem Statut von der Stadtwahlbehörde, vom 

Wahlvorschlag zu streichen. 

(1a) Zur Prüfung hinsichtlich des Vorliegens eines Ausschlusses von der Wählbarkeit 

(§ 24 Abs. 2 und 3) ist die Gemeindewahlleiterin bzw. der Gemeindewahlleiter, in Städten mit 

eigenem Statut die Stadtwahlleiterin bzw. der Stadtwahlleiter, ermächtigt, Namen und 

Geburtsdaten der Bewerberinnen bzw. Bewerber, gegebenenfalls unter Heranziehung einer 

von der zustellungsbevollmächtigten Person zur Verfügung gestellten Datei, elektronisch zu 

erfassen, und hat sie bzw. er eine gemäß § 6 des Tilgungsgesetzes 1972, BGBl. 

Nr. 68/1972, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 87/2012, beschränkte Auskunft 

aus dem Strafregister einzuholen. Die Daten sind zu jenem Zeitpunkt, zu dem das Ergebnis 

der Wahl unanfechtbar feststeht, zu löschen. 

(2) Weisen mehrere Wahlvorschläge den Namen desselben Bewerbers auf, ist er von 

der Gemeindewahlbehörde, in Städten mit eigenem Statut von der Stadtwahlbehörde, aus 

jenen Wahlvorschlägen zu streichen, denen keine Zustimmungserklärung des Bewerbers 

angeschlossen ist. 

(3) Weisen mehrere Wahlvorschläge den Namen desselben Bewerbers auf und ist 

jedem Wahlvorschlag eine Zustimmungserklärung des Bewerbers angeschlossen, ist der 

Bewerber von der Gemeindewahlbehörde, in Städten mit eigenem Statut von der 

Stadtwahlbehörde, aufzufordern, binnen acht Tagen, spätestens jedoch am 41. Tag vor dem 

Wahltag zu erklären, für welchen der Wahlvorschläge er sich entscheidet; auf allen anderen 

Wahlvorschlägen ist er zu streichen. Wenn sich der Bewerber in der vorgesehenen Frist 

nicht entscheidet, wird er von allen Wahlvorschlägen gestrichen.  

(4) Bewerber, die eine höhere Reihungsziffer aufweisen, als der höchstzulässigen 

Anzahl der Bewerber auf der Parteiliste entspricht (§ 26 Abs. 1 Z 2), sind von der 

Gemeindewahlbehörde, in Städten mit eigenem Statut von der Stadtwahlbehörde, von der 

Parteiliste zu streichen.  

(5) Die Gemeinde(Stadt-)wahlbehörde hat den zustellungsbevollmächtigten Vertreter der 

betroffenen wahlwerbenden Partei von der Entscheidung des Bewerbers gemäß Abs. 3 oder 

seiner Streichung gemäß Abs. 1 bis 4 unverzüglich zu verständigen. 

 

V. HAUPTSTÜCK 

Durchführung der Wahl 

5. Abschnitt 

Stimmzettel; Ausfüllung 

§ 59 

Vergabe von Vorzugsstimmen 

(1) Jeder Wähler kann bei der Wahl des Gemeinderates höchstens drei Bewerbern, die 

auf dem Wahlvorschlag derselben Partei aufscheinen, je eine Vorzugsstimme geben, indem 

er sie (ihn) an der dafür vorgesehenen Stelle des amtlichen Stimmzettels einträgt. 
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(2) Die Vergabe einer Vorzugsstimme ist gültig, wenn eindeutig erkennbar ist, welchen 

Bewerber der Wähler eintragen wollte; dies ist jedenfalls dann der Fall, wenn die Eintragung 

den FamiliennamenFamilien- oder Nachnamen oder bei gleichem FamiliennamenFamilien- 

oder Nachnamen mehrerer Bewerber zusätzlich ein Unterscheidungsmerkmal (z. B. 

Reihungsziffer, Vorname, Geburtsdatum, Adresse und dgl.) enthält.  

(3) Die Vergabe von Vorzugsstimmen ist jedenfalls ungültig, wenn 

 1. aus der Eintragung nicht eindeutig erkennbar ist, welchem Bewerber der Wähler eine 

Vorzugsstimme geben wollte oder 

 2. der Wähler mehr als drei Bewerber derselben Partei eingetragen hat oder 

 3. die Eintragung nicht an der dafür vorgesehenen Stelle des amtlichen Stimmzettels 

erfolgt oder 

 4. der Wähler einen Bewerber auf einem gemäß § 63 ungültigen Stimmzettel 

eingetragen hat oder 

 5. im Falle des § 62 Abs. 1 Z 1 auf den gültigen amtlichen Stimmzetteln die 

Vorzugsstimmen unterschiedlich vergeben werden. 

(4) Die Vergabe einer Vorzugsstimme gilt als nicht erfolgt, wenn auf dem amtlichen 

Stimmzettel eine Person eingetragen wird, 

 1. die auf keinem Wahlvorschlag einer Partei aufscheint oder 

 2. die einer Partei zugeordnet wird, obwohl sie in einem Wahlvorschlag einer anderen 

Partei aufscheint. 

(5) Wird der Name eines Bewerbers mehr als einmal am amtlichen Stimmzettel gemäß 

Abs. 2 gültig eingetragen, zählt dies als eine Vorzugsstimme. 
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In den Anlagen 3 und 5 wird die Wortfolge „Familien- oder Nachnamen“ jeweils durch das 

Wort „Familiennamen“ ersetzt. 
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In den Anlagen 1 und 4 wird die Wortfolge „Familien- oder Nachname“ jeweils durch das 

Wort „Familienname“ ersetzt. 
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Landesgesetz vom 26. Februar 1997 über die Wahl der Mitglieder des Landtages 

(Oö. Landtagswahlordnung) 

 

IV. HAUPTSTÜCK 

Wählbarkeit, Wahlbewerbung 

§ 27 

Passives Wahlrecht (Wählbarkeit) 

(1) Wählbar sind alle Männer und Frauen, die spätestens am Tag der Wahl das 

18. Lebensjahr vollenden und am Stichtag (§ 1 Abs. 2) 

 1. die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, 

 2. im Land Oberösterreich ihren Hauptwohnsitz (Art. 6 Abs. 3 und 4 B-VG) im Sinn der 

melderechtlichen Vorschriften haben und 

 3. von der Wählbarkeit nicht ausgeschlossen sind. 

(2) Von der Wählbarkeit ist ausgeschlossen, wer durch ein inländisches Gericht wegen 

einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener und von Amts wegen zu verfolgender 

gerichtlich strafbarer Handlungen rechtskräftig zu einer nicht bedingt nachgesehenen sechs 

Monate übersteigenden Freiheitsstrafe oder zu einer bedingt nachgesehenen ein Jahr 

übersteigenden Freiheitsstrafe verurteilt worden ist. Der Ausschluss von der Wählbarkeit 

endet nach sechs Monaten. Die Frist beginnt, sobald die Strafe vollstreckt ist und mit 

Freiheitsentziehung verbundene vorbeugende Maßnahmen vollzogen oder weggefallen sind; 

ist die Strafe nur durch Anrechnung einer Vorhaft verbüßt worden oder zur Gänze bedingt 

nachgesehen worden, so beginnt die Frist mit Rechtskraft des Urteils. 

(2) Von der Wählbarkeit ist ausgeschlossen, wer durch ein inländisches Gericht wegen 

einer oder mehrerer mit Vorsatz begangener strafbarer Handlungen zu einer mehr als 

einjährigen Freiheitsstrafe rechtskräftig verurteilt worden ist. Der Ausschluss von der 

Wählbarkeit endet nach sechs Monaten. Die Frist beginnt, sobald die Strafe vollstreckt ist 

und mit Freiheitsentziehung verbundene vorbeugende Maßnahmen vollzogen oder 

weggefallen sind; ist die Strafe nur durch Anrechnung einer Vorhaft verbüßt worden, so 

beginnt die Frist mit Rechtskraft des Urteils. 

(3) Ist nach anderen gesetzlichen Bestimmungen der Eintritt von Rechtsfolgen 

ausgeschlossen, sind die Rechtsfolgen erloschen oder sind dem Verurteilten alle 

Rechtsfolgen nachgesehen worden, so ist er auch von der Wählbarkeit nicht 

ausgeschlossen. Der Ausschluss von der Wählbarkeit tritt ferner nicht ein, soweit das Gericht 

die Strafe bedingt nachgesehen hat. Wird die bedingte Nachsicht widerrufen, so tritt mit dem 

Tag der Rechtskraft dieses Beschlusses der Ausschluss von der Wählbarkeit ein. 

 

§ 33 

Überprüfung der Kreiswahlvorschläge durch die Kreiswahlbehörde; 

Ergänzungsvorschläge 

(1) Die Landeswahlbehörde hat die überprüften und mit Listenplätzen versehenen 

Kreiswahlvorschläge unverzüglich an die jeweiligen Kreiswahlbehörden zur weiteren 

Bearbeitung zu übermitteln. 
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(2) Unverzüglich nach dem Einlangen der Kreiswahlvorschläge hat die Kreiswahlbehörde 

zu überprüfen, ob die in den Parteilisten vorgeschlagenen Bewerber wählbar sind. Zur 

Prüfung hinsichtlich des Vorliegens eines Ausschlusses von der Wählbarkeit (§ 27 Abs. 2 

und 3) ist die Kreiswahlleiterin bzw. der Kreiswahlleiter ermächtigt, Namen und Geburtsdaten 

der Bewerberinnen bzw. Bewerber, gegebenenfalls unter Heranziehung einer von der 

zustellungsbevollmächtigten Person zur Verfügung gestellten Datei, elektronisch zu 

erfassen, und hat sie bzw. er eine gemäß § 6 des Tilgungsgesetzes 1972, BGBl. 

Nr. 68/1972, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 87/2012, beschränkte Auskunft 

aus dem Strafregister einzuholen. Die Daten sind zu jenem Zeitpunkt, zu dem das Ergebnis 

der Wahl unanfechtbar feststeht, zu löschen. 

(3) Die Kreiswahlbehörde hat Bewerber, deren Wählbarkeit nicht vorliegt, im 

Wahlvorschlag zu streichen und den zustellungsbevollmächtigten Vertreter dieser Partei 

davon zu verständigen. 

(4) Wird ein Bewerber gemäß Abs. 3 im Wahlvorschlag gestrichen, kann seine Partei die 

Parteiliste durch Nennung eines anderen Bewerbers ergänzen. Die Ergänzungsvorschläge, 

die neben der Zustimmung des Bewerbers nur der Unterschrift des 

zustellungsbevollmächtigten Vertreters der Partei bedürfen, müssen spätestens am 41. Tag 

vor dem Wahltag bei der Kreiswahlbehörde einlangen. 

V. HAUPTSTÜCK 

Durchführung der Wahl 

5. ABSCHNITT 

Stimmzettel; Ausfüllung 

§ 56 

Vergabe von Vorzugsstimmen 

(1) Jeder Wähler kann höchstens drei Bewerbern, die auf dem der Wahl zugrunde 

liegenden Kreiswahlvorschlag derselben Partei aufscheinen, je eine Vorzugsstimme geben, 

in dem er sie (ihn) an der dafür vorgesehenen Stelle des amtlichen Stimmzettels einträgt. 

(2) Die Vergabe der Vorzugsstimme ist gültig, wenn eindeutig erkennbar ist, welchen 

Bewerber der Wähler eintragen wollte; dies ist jedenfalls dann der Fall, wenn die Eintragung 

den FamiliennamenFamilien- oder Nachnamen oder bei gleichem Familien- oder 

Nachnamen mehrerer Bewerber zusätzlich ein Unterscheidungsmerkmal (z. B. 

Reihungsziffer, Vorname, Geburtsdatum, Adresse und dgl.) enthält. 

(3) Die Vergabe von Vorzugsstimmen ist jedenfalls ungültig, wenn 

 1. aus der Eintragung nicht eindeutig erkennbar ist, welchen Bewerber der Wähler 

bezeichnen wollte oder 

 2. der Wähler mehr als drei Bewerber derselben Partei eingetragen hat oder 

 3. die Eintragung nicht an der dafür vorgesehenen Stelle des amtlichen Stimmzettels 

erfolgt oder 

 4. der Wähler einen Bewerber eingetragen hat, der nicht auf dem der Wahl zugrunde 

liegenden Kreiswahlvorschlag einer Partei aufscheint, oder 

 5. der Wähler einen Bewerber auf einem gemäß § 58 ungültigen Stimmzettel 

eingetragen hat oder 
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 6. im Fall des § 57 Abs. 1 Z 1 auf den gültigen amtlichen Stimmzetteln die 

Vorzugsstimmen unterschiedlich vergeben werden. 

(4) Die Vergabe einer Vorzugsstimme gilt als nicht erfolgt, wenn auf dem amtlichen 

Stimmzettel 

 1. eine Person einer Partei zugeordnet wird, obwohl sie in einem Wahlvorschlag einer 

anderen Partei aufscheint, oder 

 2. eine Person eingetragen wird, die auf keinem Kreiswahlvorschlag einer Partei 

aufscheint. 

(5) Wird der Name eines Bewerbers mehr als einmal am amtlichen Stimmzettel gemäß 

Abs. 2 gültig eingetragen, zählt dies als eine Vorzugsstimme. 
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In den Anlagen 1 und 2 wird die Wortfolge „Familien- oder Nachname“ jeweils durch das 

Wort „Familienname“ ersetzt. 

 


